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Gesundheitsausgabenexplosion:  
Was kommt auf Kassen, Versicherte und Ärzte zu?
Die Gesundheitsausgaben sind im Jahr 2020 weiter gestiegen. Dies geht aus den aktuellen Daten 
des Statistischen Bundesamtes hervor. Demnach erhöhten sich die Gesamtausgaben gegenüber 
dem Vorjahr um 6,5 % (26,8 Mrd. €) auf knapp 440,6 Mrd. €. Umgerechnet auf die deutschen 
Einwohner ergab sich ein Wert von 5.298 € pro Kopf, der somit erstmals seit Beginn der Be-
rechnungen (1992) über der Schwelle von 5.000 € lag. Der Anteil der Gesundheitsausgaben am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) erhöhte sich 2020 um 1,2 Prozentpunkte auf 13,1 %. Die höchste Stei-
gerungsrate ergab sich bei der ambulanten Pflege und den Krankenhäusern mit einem Plus von 
11,2 % und 10,5 %. Eine negative Entwicklung zeigte sich bei den Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen (-4,0 %) und den Zahnarztpraxen (-0,5 %). Schätzungen zufolge sind die Gesund-
heitsausgaben im Jahr 2021 um weitere 5,7 % (25,1 Mrd. €) auf 465,7 Mrd. € gestiegen.

Abb. 1 – Gesundheitsausgaben im Fünfjahresvergleich
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*Schätzung  Quelle: Stepstone Gehaltsreport 2022  Grafik: REBMANN RESEARCH 

Hauptursache für den Anstieg ist die Pandemie, öffentliche Haushalte stark belastet
Die Steigerung bei den Gesundheitsausgaben stand in engem Zusammenhang mit der Pan-
demie, die 2020 für 18,2 Mrd. € laufende Ausgaben verantwortlich zeichnete. Hiervon entfielen 
14,0 Mrd. € auf Ausgleichszahlungen für pandemiebedingte Einnahmeausfälle von Krankenhäu-
sern, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen oder Heilmittelerbringer sowie Corona-Prä-
mien. Tests nach der Coronavirus-Testverordnung und Corona-Tests u. a. in Krankenhäusern, 

Pflegeeinrichtungen und Praxen schlugen mit 1,37 Mrd. € zu Buche. Weitere 2,65 Mio. € entfielen 
auf die Ende Dezember 2020 gestartete Impfkampagne. Die Pandemie führte laut Statistischem 
Bundesamt insbesondere bei den öffentlichen Haushalten zu einer extremen Ausgabensteige-
rung um mehr als 73 % gegenüber dem Vorjahr bzw. um 13,0 Mrd. € auf 30,7 Mrd. €. Hierdurch 
kletterte der Anteil der öffentlichen Haushalte an den Gesamtausgaben von 4,3 % auf 7,0 %. Wich-
tigster Ausgabenträger war 2020 nach wie vor die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) mit 
54,8 % (241,5 Mrd. €), gefolgt von den privaten Haushalten/Organisationen ohne Erwerbszweck 
mit 13,0 % (57,1 Mrd. €). Auf Platz drei lag die soziale Pflegeversicherung (10,7 %/47,2 Mrd. €) und 
auf Platz vier die private Krankenversicherung (8,0 %/35,4 Mrd. €).

Gesetzgeber steuert mit GKV-Finanzierungsgesetz entgegen
Die steigenden Ausgaben sind vom bestehenden System nicht mehr zu tragen bzw. würden eine 
enorme Belastung durch die überproportionale Steigerung des Zusatzbeitrages für den Beitrags-
zahler bedeuten. Laut einer Prognose des IGES Instituts ergibt sich eine Finanzierungslücke für 
das Jahr 2023 in Höhe von mindestens 17 Mrd. €. Im Rahmen des Gesetzes zur finanziellen Stabi-
lisierung der GKV, zu dem seit Ende Juli der Kabinettsentwurf vorliegt, sah sich der Gesetzgeber 
daher nun in der Pflicht Maßnahmen zu definieren.

Maßnahmen aus dem Gesetzesentwurf betreffen diverse Akteure
Ziel des Gesetzes ist die langfristige Sicherung der Finanzierung der gesetzlichen Krankenversi-
cherung auch über das kommende Jahr hinaus. Um eine einseitige Belastung der Beitragszahler 
zu verhindern, sieht das Gesetz die Verteilung der Lasten auf mehrere Schultern vor, wovon auch 
die niedergelassenen Arztpraxen betroffen sind. Die wichtigsten Maßnahmen sind differenziert 
nach Akteuren der Tabelle 1, auf der nächsten Seite zu entnehmen.

Nach Veröffentlichung des Gesetzesentwurfes hagelt es Kritik
Die Kritik am Kabinettsentwurf des Gesetzes bezieht sich u. a. auf die einseitige Belastung der 
Beitragszahler, da im Umfang von rund 12 Mrd. € unter dem Strich diese den Großteil der notwen-
digen Einsparungen zu leisten hätten. Ferner nimmt nach eigenen Angaben die Mobilisierung der 
letzten GKV-Reserven erheblichen Einfluss auf die Möglichkeiten der Krankenversicherungen für 
Investitionen in die Versorgung und zur langfristigen Planung. Zudem würden die meisten dieser 
Maßnahmen nicht zum ursprünglichen Ziel des Gesetzes der langfristigen Sicherung der GKV-
Finanzierung beitragen, sondern lediglich einen Einmaleffekt für das kommende Jahr erzielen. 
Dies zeige sich auch daran, dass der Gesetzgeber bereits für Mai 2023 plant neue Vorschläge 
vorzulegen. An der fehlenden Nachhaltigkeit des Gesetzesentwurfes ändere auch der bereits im 
dritten Jahr in Folge geplante Bundeszuschuss in Höhe der aktuell vorgesehenen 2 Mrd. € nichts, 
solange dieser nicht bedarfsabhängig erhöht und verstetigt würde. Damit werde die aktuelle Fas-
sung des Gesetzes in keiner Form den durch die Inflation entstehenden Finanzbelastungen wie 
Kosten für Personal, Logistik, Einkauf und den ohnehin steigenden Energiekosten gerecht, was 
die Gefahr von unerwünschten Marktaustritten betroffener Akteure berge. Die BÄK weist darauf  

 Barometer 
Das Barometer zeigt wichtige Daten, die im letzten Quartal im Zusammenhang mit Haus-, 
Fach- und Zahnärzten sowie Apothekern veröffentlicht wurden. Sie fundieren die Bera-
tung und erlauben eine bessere Einschätzung der aktuellen ökonomischen Entwicklung  
in dieser Branche.
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hin, dass die Honorarkürzungen in den Vertragsarztpraxen die Verschlechterung der Versor-
gungssituation riskiert. Zudem sei dies ein schlechtes Signal für alle die Praxen, die erhebliche 
Mittel für die Neuorganisation der Praxis, die Ausweitung der Sprechstunde sowie das Angebot 
schnell verfügbarer Termine aufgewendet haben. Dies provoziere einen negativen Einfluss sowohl 
für junge Ärzte auf die Bereitschaft zur selbstständigen Teilnahme an der vertragsärztlichen Ver-
sorgung, als auch für Praxisabgeber, die sich veranlasst sehen könnten ihre Tätigkeit frühzeitig 
zu beenden.

Tab. 1 – Im Gesetz vorgesehene Maßnahmen nach Akteuren 
Akteur Maßnahme 

Beitragszahler – �Erhöhung der Zusatzbeiträge um voraussichtlich 0,3 Prozentpunkte  
auf 1,6 % (Ø-Zusatzbeitragssatz wird auf Basis der Ergebnisse des  
GKV-Schätzerkreises im Herbst festgelegt)

– �Abbau der Finanzreserven der Krankenkassen um 4 Mrd. € auf die Mindestreserve 
von 5 Mrd. € sowie der Rücklagen des Gesundheitsfonds um 2,4 Mrd. €

Steuerzahler – �Weiterer Bundeszuschuss zur GKV zu den bereits  
erfolgten 14,5 Mrd. € in Höhe von 2 Mrd. € 

– �Auszahlung eines Bundesdarlehens an die Krankenkassen in Höhe von 1 Mrd. € 
Leistungserbringer – �Arztpraxen: Entfall der extrabudgetären Vergütung von Neupatienten  

(die mit dem TSVG 2019 beschlossen wurde) 
– �Zahnarztpraxen: Begrenzung des Honorarzuwachses
– �Apotheken: auf 2 Jahre befristete Erhöhung des Apothekenabschlags  

von 1,77 auf 2 € je Arzneimittelpackung
Pharma – �Anhebung des Herstellerabschlags patentgeschützter Arzneimittel von 7 auf 12 %

– �Festsetzung des Erstattungsbetrags eines Arzneimittels  
am Ausmaß des Zusatznutzens

– �Verlängerung des Preismoratoriums für Arzneimittel um 4 Jahre  
(ursprünglich sollte dieses Ende 2022 auslaufen)

– �Halbierung des Zeitraums für freie Preisbildung nach Einführung  
eines neuen Medikaments auf sechs Monate 

Krankenhäuser – �Restriktionen bei der Anrechenbarkeit der Pflegepersonalkosten 2024:  
„sonstiges Personal“ nicht mehr Bestandteil des Pflegebudgets

Quelle: REBMANN RESEARCH

Hohes Einsparpotenzial wird bei der Kostenentwicklung von Arzneimitteln gesehen
Klar befürwortet wird von der Bundesregierung sowie weiteren Akteuren der Solidarbeitrag der 
Arzneimittelindustrie, die in den letzten Jahren abseits der Pandemie deutliche Gewinne erwirt-
schaften konnte. Allein 2021 wurden Umsatzsteigerungen in Höhe von 13 % verzeichnet und auch 
für das laufende Jahr wird ein Zuwachs von 8 % erwartet. Auch über den Gesetzesentwurf hinaus 
wird Einsparpotenzial gesehen. Von der BÄK wird beispielsweise die Absenkung der Mehrwert-
steuer für Arzneimittel von 19 auf 7 % unterstützt. 

Alles in allem erhält der Gesetzesentwurf von keinem der beteiligten Akteure ein zufriedenstellen-
des Zeugnis und der Gesetzgeber ist gut beraten die Änderungsvorschläge in die noch kommen-
den Lesungen im Bundestag einzubeziehen.

Medizinisches Verbrauchsmaterial: 
Praxen durch steigende Preise belastet
Pandemie- und kriegsbedingte Lieferengpässe, stark gestiegene Energie- und Frachtpreise und 
Inflation: Arzt- und Zahnarztpraxen sehen sich unter anderem beim Verbrauchsmaterial und 
medizinischem Bedarf zum Teil größeren Kostensteigerungen ausgesetzt. Dies geht aus dem 
aktuellen Preisindex für ärztliches Verbrauchsmaterial des internationalen (Online-)Versandhänd-
lers für Medizinprodukte www.praxisdienst.de hervor. So überschritt der Indexwert im 2. Quartal 
2022 erstmals die Marke von 100 und damit den im 1. Quartal 2021 festgelegten Basispreis – Ten-
denz weiter steigend (vgl. Abb. 2).

Abb. 2 – Praxisdienst Preisindex
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Quelle: www.praxisdienst.de  Grafik: REBMANN RESEARCH 

Preissteigerungen vor allem bei Hygieneartikeln und Papierprodukten
Der detaillierte Blick auf die acht Index-Unterkategorien gibt Aufschluss darüber, welche Pro-
dukte sich besonders verteuert haben. Mit einem Plus von rund 3,61 Punkten waren insbeson-
dere Hygieneartikel und Papierprodukte betroffen, gefolgt von Schutzkleidung (+2,68 Punkte) 
sowie Produkte im Bereich Wund- und Verbandsmaterial (+2,4 Punkte). Die Preissteigerungen 
in den Kategorien Desinfektion (+0,85 Punkte), OP-Bedarf: Einmalinstrumente und Sets (+1,27 
Punkte), OP-Bedarf: Sonstiges und Abdeckungen (+0,77 Punkte) sowie Infusion & Injektion (+0,72 
Punkte) lagen in einem moderateren Bereich. Preissenkungen zeigten sich beim Laborbedarf (-1,5 
Punkte) und insbesondere bei der nicht im Preisindex enthaltenen Sonderkategorie COVID-19 
Antigen-Schnelltests (-4,47 Punkte).
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Diverse Faktoren treiben die Preise in die Höhe 
Neben höheren Energie- und Rohstoffkosten bei der Herstellung schlagen sich auch Produkt-
verknappungen bzw. Lieferengpässe bei gleichzeitig steigender Nachfrage direkt auf die Preise 
bei medizinischen Verbrauchsmaterialien nieder. Dies hatte sich bereits zu Beginn der Pandemie 
im Jahr 2020 gezeigt, als insbesondere Schutzkleidung und Atemmasken sowie später Testma-
terialien Mangelware waren. Laut Auskunft von Christian Nieder, Leiter der Abteilung Preisma-
nagement der Firma Praxisdienst, kam es in den ersten zwei Quartalen 2022 aufgrund ausrei-
chender Lagerbestände bislang weder zu größeren Lieferengpässen noch zu Preisexplosionen. 
Dies könnte sich jedoch mit Blick auf den Rohstoffmangel und die Lieferkettenprobleme schnell 
ändern. Hersteller von Medizinprodukten und Verbrauchsmaterialien sehen sich Lieferengpäs-
sen und starken Preisanstiegen bei Rohstoffen, Vorprodukten und Verpackungsmaterialien sowie 
explodierenden Frachtkosten ausgesetzt. Die Folge sind Produktionsverzögerungen und höhere 
Herstellungskosten. Dabei handelt es sich um ein globales Problem. Die wieder anziehende 
Nachfrage in vielen Regionen der Welt stößt aufgrund der Produktions- und Transportprobleme 
auf ein verknapptes Angebot, was einen weiteren Preisanstieg zur Folge hat. Der Krieg in Europa 
sorgt mit steigenden Energiepreisen und dem drohenden Lieferstopp für russisches Gas für wei-
tere Unwägbarkeiten. 

Erhöhung der Preise für Verbrauchsmaterialien: 
Praxen haben nur geringen Handlungsspielraum
Die strategischen Möglichkeiten der Praxen im Umgang mit eventuellen Preisanstiegen und Lie-
ferengpässen bei medizinischem Verbrauchsmaterial sind beschränkt. Sie können entweder Pro-
dukte bevorraten, einen Preisvergleich alternativer Produkte und Händler vornehmen, Einspar-
maßnahmen treffen oder Abstriche bei der Qualität der Produkte machen. Zumindest den beiden 
letztgenannten Alternativen sind jedoch mit Blick auf die im Gesundheitsbereich erforderliche 
Hygiene und Sicherheit relativ enge Grenzen gesetzt. Eine Bevorratung hingegen erfordert aus-
reichende Lagerkapazitäten und eine entsprechende Haltbarkeit der Produkte. 

Anbieter von Verbrauchsmaterialien engagieren sich im Kampf gegen 
steigende Preise und der Abhängigkeit vom chinesischen Markt
Für Praxen kann sich ferner ein Vergleich der speziellen Konditionen der einzelnen Anbieter loh-
nen. So bietet z. B. www.praxisdienst.de neben Staffelpreisen für größere Bestellmengen auch 
ein spezielles Kundenprogramm. Dabei erwirbt der Kunde für 75 € einen auf ein Jahr beschränk-
ten generellen Preisvorteil auf das gesamte Sortiment in Höhe von 5 %. Nicht zuletzt lassen sich 
auch bei den Anbietern von Verbrauchsmaterialien Initiativen beobachten, die auf eine Abfede-
rung der Preisspirale abzielen. Christian Nieder führt aus, dass www.praxisdienst.de gegenwärtig 
mit Hochdruck daran arbeitet, Effizienzpotenziale in der Logistik zu heben, um die absehbaren 
enormen Preisanpassungen abzuschwächen. Ein weiteres Ziel ist es, die starke Abhängigkeit von 
chinesischen Produzenten bei den Verbrauchsmaterialien zu reduzieren. Als Beweggründe nennt 
Christian Nieder neben „unkalkulierbaren Risiken im Zusammenhang mit Lockdowns in China 

und damit stark verzögerten Lieferterminen, Wechselkursrisiken und steigenden Transportkosten 
auch das Risiko, einer möglichen Eskalation mit Taiwan und damit verbundenen Sanktionen“. Das 
Unternehmen forciert daher den Aufbau alternativer Bezugsquellen in Süd- und Osteuropa, der 
Türkei, Ägypten sowie Südostasien. Bei den technischen Geräten spielt der chinesische Markt 
eine geringere Rolle. Rund 70 % der entsprechenden Produkte stammen aus Deutschland, weite-
ren EU-Ländern, den USA sowie aus Japan und Korea.

Unzufriedenheit bei der Weiterbildung zum Facharzt: 
Gründe und Perspektiven 
Einer Befragung des Marburger Bundes zufolge sind mehr als die Hälfte der Ärzte mit ihrer Wei-
terbildung weniger oder nicht zufrieden. Dieses ernüchternde Ergebnis zeigt dringenden Hand-
lungsbedarf bei der fachärztlichen Weiterbildung auf. 

Bedeutung der Facharztausbildung 
Streben Medizinabsolventen nach erfolgter Approbation eine Niederlassung in eigener Praxis 
bzw. eine Karriere im stationären Bereich als Ober- oder Chefarzt an, so ist die anschließende 
Weiterbildung zum Facharzt unumgänglich. Die Dauer der Facharztweiterbildung beträgt abhän-
gig der gewählten Fachrichtung zwischen fünf und sechs Jahren. Eine niedergelassene Tätigkeit 
als sogenannter Praktischer Arzt (ohne Facharzttitel) ist seit der Einführung des Facharztes für 
Allgemeinmedizin im Jahr 2003 nicht mehr möglich. 

Facharztweiterbildung erfüllt nicht die erhobenen Ansprüche
Ein Arzt in Weiterbildung (auch Assistenzarzt oder Weiterbildungsassistent) übt seine Tätigkeit 
unter ständiger Anleitung durch einen zur Weiterbildung befugten bzw. ermächtigten Facharzt (in 
der Regel ein Ober- oder Chefarzt) aus, der die Verantwortung für die Patienten trägt . So die ide-
altypische Vorstellung. Der Mitgliederbefragung des Marburger Bundes zufolge gestaltet sich die 
Realität jedoch oftmals anders. Laut der Erhebung sind mehr als die Hälfte der Assistenzärzte mit 
ihrer Weiterbildung weniger oder nicht zufrieden, was auf diverse Ursachen zurückzuführen ist.

Fehlende Zeit und Personalmangel erschweren die Weiterbildung
84 % der Befragten geben an, dass Personalengpässe das größte Hindernis bei der Facharztwei-

 Talk 
Talk kommentiert gesundheitspolitische Entscheidungen und Diskussionen, die 
für alle Fachrichtungen relevant sind. Das Wissen um diese aktuellen Rahmen- 
bedingungen bildet oft einen zentralen Erfolgsfaktor für alle managementrelevanten  
Entscheidungen. 
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terbildung sind, da häufig keine Zeit für die Weiterbildung bleibt. Ein weiteres massives Problem, 
das sich hieraus ergibt, sind die unzureichenden Rotationen. Bei Personalengpässen werden 
die Rotationen kurzfristig unterbrochen, da die Ärzte dort zum Einsatz kommen, wo sie gerade 
benötigt werden. Rund 51 % gaben an, von diesem Problem betroffen zu sein. Hinzu kommt, dass 
mit zunehmender Ökonomisierung der Medizin für immer mehr Kliniken die Gewinnmaximierung 
und nicht die Weiterbildung ihrer Mitarbeitenden im Mittelpunkt steht. Zusätzlich behindert wird 
die Umsetzung von Einsatz- und Rotationsplänen aktuell durch den erforderlichen Einsatz ins-
besondere der Weiterbildungsassistenten auf den Corona- und Intensivstationen. Zudem hat die 
Pandemie durch den Rückgang von elektiven Eingriffen auch Auswirkungen auf das Erlernen 
operativer Fähigkeiten.

Schlechte Vereinbarkeit von Beruf und Familie
Vor allem junge Ärzte sind auf familienfreundliche Arbeitsbedingungen angewiesen. Jeder fünfte 
der zum Großteil der Altersgruppe 30 bis 40 angehörenden Umfrageteilnehmer geht einer Teil-
zeitbeschäftigung im Umfang von 30 bis 39 Stunden nach. Allerdings fördert der Arbeitgeber nur 
bei 20 % der Befragten die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Bei 21 % wurde ein Kompromiss 
gefunden, während sich 39 % mehr Flexibilität seitens des Arbeitgebers wünschen. Für 20 % gibt 
es überhaupt keine Unterstützung. Laut immerhin 19 % der Befragten steht daher auch die unge-
nügende Kinderbetreuung einer optimalen Facharztweiterbildung im Weg. 

Mangelnde Struktur und unzureichendes Feedback
Viele Ärzte vermissen die für sie wichtige Struktur der Weiterbildung. Daran konnte auch das mit 
Beschluss der neuen Weiterbildungsordnung 2018 eingeführte elektronische Logbuch bislang 
nichts ändern, das aktuell erst bei 13 % der Befragten zum Einsatz kommt. So haben nur 15 % der 
Befragten einen Weiterbildungsplan erhalten, der in der Mehrzahl dann nicht eingehalten wird. 
Zudem findet die Anweisung nicht nur durch Ober-, Chef- oder Fachärzte statt, sondern zu 27 % 
von Ärzten in Weiterbildung in lediglich weiter fortgeschrittenem Ausbildungsstadium. Auch eine 
regelmäßige Feedbackkultur ist nicht anzutreffen: Nur 10 % erhalten eine regelmäßige Rückmel-
dung, 45 % nur einmal im Jahr und weitere 45 % überhaupt nicht. Hierin spiegeln sich die Gründe 
wider, weshalb 64 % der Ärzte die Meinung vertreten, dass die Weiterbildungsinhalte nicht oder 
eher nicht ausreichend vermittelt wurden. Demzufolge sind mit ihrer Weiterbildung gerade einmal 
38 % (sehr) zufrieden. 

Ein strukturierter Weiterbildungsplan, qualifizierte Anleitung und Feedback sind eminent
Die erschreckenden Ergebnisse der Befragung, die bereits im Jahr 2014 erhobene Missstände 
erneut bestätigen, zeigen dringenden Handlungsbedarf, die fachärztliche Weiterbildung auch 
seitens der Politik wieder mehr in den Fokus zu rücken. In Anbetracht der bestehenden Situation 
und dem Auftreten der Kliniken als Arbeitgeber, das durch die unzureichende Berücksichtigung 
der Wünsche ihrer Mitarbeitenden die Aufmerksamkeit erregt, verwundert es nicht, dass immer 
mehr Ärzte nach abgeschlossener Weiterbildung in den ambulanten Sektor abwandern. Dieser 

Trend verschärft den Fachkräftemangel in den Krankenhäusern zusätzlich, was den Druck auf 
die verbleibenden Ärzte erhöht und die Qualität der fachärztlichen Weiterbildung immer weiter in 
Mitleidenschaft zieht. Die Folge ist ein Teufelskreis, der den ärztlichen Fachkräftemangel insbe-
sondere im stationären Bereich zusehends zuspitzt. Es benötigt mehr zeitliche Ressourcen, um 
eine strukturierte Weiterbildung in Kombination mit einer qualifizierten Anleitung und Feedback-
gesprächen sicherzustellen. Um dies zu gewährleisten, sind Maßnahmen zur Entspannung der 
Personalsituation in den Krankenhäusern dringend erforderlich. Zudem sollte die Teilnahme an 
Trainingsangeboten für ärztliche Weiterbilder ermöglicht werden.

Krankheitskosten 2020:  
Weitere Annäherung von Männern und Frauen
Kosten für Krankheiten und Gesundheitsprobleme gleichen sich zwischen den Geschlechtern 
immer weiter an. Das geht aus der aktuellen Auswertung des Statistischen Bundesamtes für das 
Jahr 2020 hervor. Insgesamt betrugen die Krankheitskosten in diesem Jahr 431,8 Mrd. €. Im Fünf-
jahresvergleich sind die Kosten damit um 28 % gestiegen. Heruntergebrochen auf die pro Kopf 
anfallenden Kosten ergibt sich eine durchschnittliche Summe von 5.190 € (+28 % zu 2015). Im 
Geschlechtervergleich liegen die Frauen gegenwärtig mit 5.690 € rund tausend Euro bzw. 21 % 
über den Männern, die Krankheitskosten von rund 4.500 € verursachen. Damit setzt sich der 
Trend weiter fort, nach dem sich die geschlechterspezifischen Krankheitskosten immer weiter an-
gleichen. Betrug der Abstand im Jahr 2002 noch 38 %, lag dieser 2008 bereits nur noch bei 27 % 
und 2015 bei nochmals verringerten 22 %. 

Tab. 2 – Krankheitskosten 2020 gesamt und geschlechterspezifisch pro Kopf 

Krankheitskosten gesamt Krankheitskosten weiblich 
je Einwohner

Krankheitskosten männlich 
je Einwohner

431,8 Mrd. € 5.690 € 4.490 €
Quelle: Destatis

Gründe liegen vorwiegend in der höheren Lebenserwartung
Neben dem Einfluss von geschlechterspezifischen Erkrankungen und den Kosten, die Schwan-
gerschaft und Geburt verursachen, ist die Diskrepanz vor allem mit der höheren Lebenserwartung 
und dem damit einhergehenden größeren weiblichen Bevölkerungsanteil an Älteren und Hoch-
betagten von 66% über 85 Jahren zu erklären – 2002 waren es noch 76 %. Die kleiner werdende 
Lücke ist also auch mit einer steigenden Lebenserwartung der Männer assoziiert. 

Vier Krankheiten verursachen rund die Hälfte der Kosten 
Weiterhin sind die meisten Kosten mit 56,7 Mrd. € auf Krankheiten des Kreislaufsystems zurück-
zuführen, nahezu gleichauf mit psychischen und Verhaltensstörungen, die Kosten von 56,4 Mrd. € 
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umtoxin, Hyaluron und Fillern sowie Fettabsaugungen. Das ergibt die aktuelle Operations- und 
Behandlungsstatistik 2022 der Vereinigung der Deutschen Ästhetisch-Plastischen Chirurgie 
(VDÄPC). Der Anteil der Frauen liegt mit 86,8 % knapp sieben Mal höher als jener der Männer 
(13,2 %). Hauptgründe für die außerordentliche Entwicklung sind laut Erhebung mit Homeoffice, 
Maske tragen und Videokonferenzen häufig Corona assoziiert.

Abb. 3 – Gesamtzahl der ästhetischen Eingriffe

78.000 81.000 84.000 87.000 90.000 93.000 96.000

93.85393.853
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Quelle: VDÄPC  Grafik: REBMANN RESEARCH 

Am meisten gefragt sind Behandlungen im Gesicht
Die Menschen wollen wieder ansprechend aussehen, oftmals verbunden mit der Aussage, wieder 
das Aussehen vor der Corona-Pandemie zu erlangen. Dabei sind vorgenommene Behandlungen 
im Gesicht auf dem Spitzenplatz. Diese unterteilen sich in absteigender Reihenfolge (Top 5) in 
Faltenunterspritzung mit Botulinumtoxin (27.018 Eingriffe), Behandlungen mit Hyaluron und Fillern 
(21.574 Eingriffe), Fettabsaugungen (+32,6%), Lippenkorrekturen (+25,7 %) und Brustvergröße-
rungen (+22% ). 

Minimalinvasive Verfahren vor allem gegen Falten
Hinzukommen sogenannte minimalinvasive Eingriffe wie die Entfernung von kleinen Fältchen um 
Mund und Augen, deren Anzahl um 13,8 % zugelegt hat. Die Behandlungen mit Hyaluron sind 
insgesamt um 15 % gestiegen, die Faltenunterspritzung mit Botulinumtoxin um 11,5 %. Mittler-
weile sind laut Statistik alle Bevölkerungsschichten bei den Behandlungen vertreten. Die VDÄPC 
betont in diesem Zusammenhang bei der Wahl eines Spezialisten auf das Vorhandensein eines 
Facharzttitels zu achten.

Welche Unterschiede zeigen sich zwischen Männern und Frauen?
Bei den Frauen sind am meisten Lippenkorrekturen nachgefragt, die einen Anstieg zum Vorjahr 
um 26,4 Prozentpunkte verzeichnen. Eine weitere Behandlung, die das weibliche Geschlecht 
deutlich häufiger in Anspruch genommen hat, ist mit einer Zunahme von 14,3 Prozentpunkten die 
Faltenunterspritzung mit Hyaluronsäure und Fillern. Männer lassen am häufigsten Optimierung 
der Gesichtspartien wie die Jawline-Konturierung oder Behandlungen der Mimikfalten vorneh-
men. 24,4 % der Eingriffe waren minimalinvasive Behandlungen. Einen deutlichen Anstieg von 
30,6 Prozentpunkten verzeichneten Botulinumtoxin-Behandlungen. 

hervorrufen. Zusammen verursachen die beiden Erkrankungen rund 13 % der Kosten. Bei Herz-
Kreislauf-Erkrankungen liegt der größere Kostenanteil bei den Männern (710 zu 650 € pro Kopf) 
und bei den psychischen und Verhaltensstörungen bei den Frauen (820 zu 540 € pro Kopf). Zu den 
weiteren Top-Krankheitskostenverursachern gehören Krankheiten des Verdauungssystems (vor 
allem zahnärztliche Leistungen und Zahnersatz) mit 47,1 Mrd. € bzw. 10,9% und Neubildungen 
wie vorwiegend Krebserkrankungen mit 43,8 Mrd. € bzw. 10,1 % der Kosten. Die Top vier sind also 
für mehr als 44% der Krankheitskosten verantwortlich. 

Krankheitskosten mit dem Alter assoziiert
Zu beobachten ist eine deutliche Zunahme der Kosten mit steigendem Lebensalter. Mehr als die 
Hälfte der krankheitsbedingten Kosten ist auf die Bevölkerungsgruppe von 65 Jahren und darü-
ber zurückzuführen – Tendenz steigend. Die höchsten Kosten pro Kopf entfielen mit 25.350 € auf 
die Älteren und Hochbetagten ab 85 Jahren, was nahezu über dem Fünffachen des Durchschnitts 
liegt. 

Krankheitskostenrechnung zielt auf Einordnung der ökonomischen Folgen von Krankheit
Die Krankheitskostenrechnung des Statistischen Bundesamtes verfolgt das Ziel, die ökonomi-
schen Folgen von Krankheit, die sich für die deutsche Volkswirtschaft ergeben, abzuschätzen. In 
die Berechnung einbezogen werden Ausgaben, die unmittelbar mit einer medizinischen Heilbe-
handlung sowie Maßnahmen der Prävention, Rehabilitation oder Pflege in Zusammenhang ste-
hen. Da die Datengrundlagen von 2015 und 2020 in großen Teilen übereinstimmen, kann eine sehr 
hohe Vergleichbarkeit der Daten garantiert werden. Auf der Krankheitskostenberechnung basiert 
eine Vielzahl weiterer Analysen wie bspw. altersstandardisierte Geschlechtervergleiche. Die mit 
der COVID-19-Pandemie verbundenen Krankheitskosten sind in die Berechnung 2020 nicht ein-
bezogen. Die Basisstatistiken beziehen sich vordergründig auf Hauptdiagnosen. COVID-19 ist 
laut Kodierempfehlung der Weltgesundheitsorganisation vom Juli 2020 eine Nebendiagnose.

ÄSTHETISCH-PLASTISCHE CHIRURGIE
VDÄPC veröffentlicht Operations- und Behandlungsstatistik 2022
Unabhängig des Eingriffs sind mit einer Gesamtzahl von 93.853 (vgl. Abb. 3) alle ästhetischen 
Behandlungen im Jahr 2021 um rund 15 % angestiegen, vor allem Behandlungen mit Botulin-

 Fachrichtung 
Fachrichtung geht ins Detail und zeigt Veränderungen auf, die eine ganz spezielle Fach- 
richtung oder die Meinung der oft starken Fachrichtungslobby betreffen. Dadurch wird  
die Gesamtbranche weiter segmentiert und somit auf spezielle Chancen sowie Risiken 
innerhalb einzelner Marktsegmente hingewiesen.
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Ästhetisch-plastische Behandlungen vorwiegend zur Fettabsaugung
Bei beiden Geschlechtern fand im Bereich der ästhetisch-plastischen Eingriffe im vergangenen 
Jahr ebenfalls ein Anstieg um rund 17 Prozentpunkte statt. Als besonders beliebt zeigte sich die 
Fettabsaugung, die bei Frauen um 31,5 und bei Männern sogar um 36,3 Prozentpunkte zulegte. 

Tab. 3 – Ästhetisch-plastische Eingriffe bei Frauen und Männern
Frauen Männer
1. Fettabsaugung: 5.175 1. Oberlidstraffung: 1.710
2. Brustvergrößerung: 4.759 2. Fettabsaugung: 1.490
3. Oberlidstraffung: 2.836 3. Bauchstraffung: 1.040
4. Brustverkleinerung: 2.252 4. Gynäkomastie: 856
5.Intimchirurgie: 1.981 5. Rhinoplastik: 682

Quelle: VDÄPC

Insgesamt zeigt die Statistik einen Trend zu gezielten Kombibehandlungen, was der VDÄPC 
zufolge auf gestiegene Ansprüche der Patienten an das eigene Aussehen hindeutet. Ein Beispiel 
für eine solche nachgefragte Kombibehandlung ist die Köperformung mithilfe von Liposuktion 
und Lipofilling. Aus der Studie geht zudem hervor, dass sich pandemiebedingt weiterhin stei-
gende Motivationsfaktoren auch künftig konsolidieren werden. Ferner gehen die Experten davon 
aus, dass der Aspekt der Nachhaltigkeit in Zukunft als Kriterium bei der Arztwahl an Bedeutung 
gewinnen wird. Eine weitere Entwicklung, die erwartet wird, sind steigende Preise für ästhetische 
Eingriffe aufgrund der zunehmenden Inflationsrate.

CHIRURGIE
Chirurgie weiterhin Männerdomäne bei den Niedergelassenen
Chirurginnen bilden auf dem ambulanten Markt weiterhin die Ausnahme. Dies geht aus einer 
aktuellen Auswertung des ATLAS MEDICUS® Marktatlas hervor. Absolut betrachtet gibt es in den 
einwohnerstarken Flächenstaaten die meisten Chirurginnen. An der Spitze liegt Nordrhein-West-
falen mit 143 weiblichen Vertretern der Fachgruppe, gefolgt von Bayern mit 86 Ärztinnen und 
Baden-Württemberg (82). Erwartungsgemäß praktizieren in den Stadtstaaten und in den flächen-
mäßig kleineren KV-Regionen nur wenige Chirurginnen. Bezogen auf die Einwohnerzahl stehen 
den Patienten – mit Ausnahme des Saarlandes – in diesen Regionen jedoch überdurchschnitt-
lich viele Frauen für die chirurgische Versorgung zur Verfügung. Der Vergleich mit der Anzahl 
der männlichen Kollegen je Region erlaubt eine Aussage über den Frauenanteil in der Chirurgie. 
Während in Deutschland in der fachgruppenübergreifenden Betrachtung mittlerweile nahezu die 
Hälfte (48 %) aller im ambulanten Bereich tätigen Mediziner weiblich ist, liegt der Frauenanteil 
im Bereich der Chirurgie bei lediglich 17 %. Dabei gibt es zum Teil große Unterschiede zwischen 
den Regionen. Besonders schlecht schneidet das Saarland mit 7,2 % ab. Auch in Mecklenburg-
Vorpommern, Westfalen-Lippe und Bayern sind die Ärztinnen mit Anteilen unter 15 % ebenfalls 

schlecht repräsentiert. Auffallend viele Chirurginnen arbeiten laut ATLAS MEDICUS® Marktatlas 
in Bremen und Berlin:

■  �Baden-Württemberg: 7,4 %	 ■  �Hessen: 18,3 %	 ■  �Sachsen: 18,5 %
■  �Bayern: 14,1 %	 ■ Mecklenburg-Vorp.: 12,4 %	 ■  �Sachsen-Anhalt: 17,6 %
■  �Berlin: 26,5 %	 ■ Niedersachsen: 17,4 %	 ■  �Schleswig-Holstein: 17,4 %
■  �Brandenburg: 15,4 %	 ■ Nordrhein: 19,9 %	 ■  �Thüringen: 16,2 %
■  �Bremen: 27,4 %	 ■ Rheinland-Pfalz: 15,4 %	 ■  �Westfalen-Lippe: 12,5 %
■  �Hamburg: 22,9 %	 ■ Saarland: 7,2 %	 ■  �Deutschland: 17,2 %

Mittlerweile sind rund 70 % der Studienanfänger in der Medizin weiblich. Für die künftige Siche-
rung der ambulanten Versorgung sind Frauen deshalb unverzichtbar. Dies gilt auch für die Chirur-
gie und den ambulanten Bereich. Wie aus den Zahlen des ATLAS MEDICUS® Marktatlas hervor-
geht, sind in der nach wie vor offenbar klassischen Männerdomäne besondere Anstrengungen 
erforderlich. Diese müssen bereits in den Kliniken ansetzen, wo Frauen noch viel zu selten in den 
Führungspositionen vertreten sind und somit Vorbilder für Nachwuchschirurginnen fehlen. 

Verein zur Förderung von Frauen in der Chirurgie gegründet
Einen wichtigen Beitrag zur Förderung von Chirurginnen könnte der 2021 gegründete Verein “Die 
Chirurginnen e. V.” leisten. Er arbeitet am Aufbau eines deutschsprachigen Netzwerkes nach 
amerikanischem Vorbild. Ziel ist es, dank der Möglichkeit des Erfahrungs- und Wissensaus-
tauschs, Mentoring-Programmen, Beratung bei Forschungstätigkeiten, Angeboten im Bereich 
Hospitationen und Nachwuchsförderung etc. Chirurginnen in den Kliniken und im ambulanten 
Bereich sowie interessierte Studentinnen zu unterstützen. Detaillierte Informationen gibt es unter  
www.chirurginnen.com/.

HAUSÄRZTE
Vorreiter bei der TI-Anbindung
Die Digitalisierung im ambulanten Gesundheitswesen schreitet voran. Mittlerweile sind 89 % der 
ärztlichen Praxen an die Telematikinfrastruktur (TI) angebunden. Damit wächst die Anzahl noch-
mals um 3 Prozentpunkte im Vergleich zum Vorjahr.

Altersstruktur und Fachgebiet beeinflussen die Anzahl der TI-Anbindungen
Die Spitzenposition nehmen dabei die Hausärzte mit rund 90 % ein, wohingegen die Psychothera-
peuten mit nur 77 % das Schlusslicht bei der verpflichtenden digitalen Vernetzung bilden. Auch die 
Altersstruktur beeinflusst die Häufigkeit der TI-Anbindung der Praxen. Vor allem die Altersgruppe 
der unter 50-Jährigen ist mit circa 90 % am häufigsten an die TI angeschlossen. Im Vergleich zur 
ältesten Personengruppe ergibt sich eine Differenz von rund 11 Prozentpunkten – in der Alters-
gruppe der über 60-Jährigen sind lediglich 79 % an die Telematikinfrastruktur angeschlossen. 

http://www.chirurginnen.com
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Fehlerhäufigkeit steigt drastisch
Insgesamt haben im Vergleich zum Vorjahr mehr Praxen einen Anschluss zur TI, dabei hat sich die 
Fehlerhäufigkeit jedoch fast verdoppelt. 28 % der befragten hausärztlichen Praxen haben täglich 
mit Fehlern in Zusammenhang mit der TI zu kämpfen. Nur 2 % der Praxen geben an, bei der TI-Nut-
zung überhaupt keine Fehler feststellen zu können. Problematisch hierbei ist insbesondere der mit 
der Fehlerhäufigkeit einhergehende Zeitverlust.

Die Grundlage bildet das DVPMG
Die TI ermöglicht den sicheren und schnellen Austausch von sensiblen Gesundheitsdaten über 
Einrichtungs- und Sektorengrenzen hinweg. Grundlage ist das Gesetz zur digitalen Modernisie-
rung von Versorgung und Pflege (DVPMG), das im Juni 2021 in Kraft getreten ist. Stufenweise 
sollen nun verschiedene Maßnahmen die Digitalisierung im deutschen Gesundheitswesen voran-
treiben. Neben den Ärzten und Psychotherapeuten sind bislang Apotheken und Krankenhäuser 
vom Gesetzgeber zur TI-Anbindung verpflichtet. Für weitere Akteure wie stationäre und ambulante 
Pflegeeinrichtungen, Hebammen bzw. Entbindungshelfer sowie Physiotherapeuten ist die Anbin-
dung aktuell freiwillig. Zusätzlich können künftig Erbringer von Soziotherapie sowie zahnmedizini-
sche Labore das digitale Netzwerk nutzen. 

KINDER- UND JUGENDPSYCHIATRIE 
Bundesweit 60 neue Sitze im kommenden Jahr 
Im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie werden bis Januar 2023 voraussichtlich rund 60 
neue Niederlassungsmöglichkeiten entstehen. Dies geht einer Pressemitteilung der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung (KBV) über die aktuellen Modellrechnungen hervor. Grundlage für die 
Ausweitung des therapeutischen Angebots ist die vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) 
im April beschlossene Änderung der Bedarfsplanungs-Richtlinie, die vor Kurzem in Kraft getreten 
ist. Der G-BA reagierte damit auf den steigenden Bedarf bei der psychiatrischen Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen. Die Umsetzung der neuen Vorgaben auf regionaler Ebene muss von 
den zuständigen Landesausschüssen bis Januar 2023 abgeschlossen sein. 

Potenzial zur Besserung der Versorgungssituation noch unklar
Laut KBV verteilen sich die zusätzlichen Sitze relativ gleichmäßig auf das Bundesgebiet. Auch 
wenn die Umsetzung der neuen Bedarfsplanungs-Richtlinie aus Sicht der betroffenen Patienten 
und deren Angehörigen generell positiv zu werten ist, kann nicht garantiert werden, dass die 
Maßnahme vollumfänglich zu einer Verbesserung der Versorgung beiträgt. Entscheidend ist, ob 
das erweiterte Angebot tatsächlich durch eine ausreichende Zahl an zusätzlichen Fachärzten 
realisiert werden kann. 

Versorgung stark vom Wohnsitz abhängig 
Wie die aktuellen Gesundheitsdaten der KBV belegen, hängt diese Frage stark von der jeweili-
gen Region ab. So gibt es derzeit bundesweit 76 Niederlassungsmöglichkeiten für Kinder- und 
Jugendpsychiater (Stand: 31. Dezember 2021), die sich teilweise sehr ungleich auf die verschie-
denen KV-Regionen verteilen. In Berlin, Bremen, Hamburg, Nordrhein, dem Saarland und Schles-
wig-Holstein sind alle Planungsbereiche für Kinder- und Jugendpsychiater gesperrt. Baden-Würt-
temberg hingegen weist rund 28 Niederlassungsmöglichkeiten aus. 

ZAHNÄRZTE
Zahnärztliche Wettbewerbsstrukturen: Situation und Trends 
Die Zahl der Zahnärzte verändert sich seit Jahren kaum. Ende 2020 waren in Deutschland insge-
samt 72.468 Zahnärztinnen und Zahnärzte behandelnd tätig und damit nur marginal weniger als 
im Vorjahr. Die Zahl der in eigener Praxis niedergelassenen Zahnärzte sinkt allerdings seit Jahren, 
während die Zahl der im Angestelltenverhältnis tätigen Zahnärzte stetig steigt. Inzwischen beträgt 
der Anteil der angestellt tätigen Zahnmediziner bereits mehr als ein Drittel.

Die Einzelpraxis ist nach wie vor am attraktivsten
Auch wenn durchaus ein Trend hin zu kooperativen Praxisformen festzustellen ist, bleibt die Ein-
zelpraxis mit einem Anteil von 82,9 % auch weiterhin die attraktivste Form der Niederlassung, 
zumal ein niedergelassener Zahnarzt inzwischen zusätzlich bis zu vier in Vollzeit angestellte 
Zahnärzte beschäftigen darf (bei Teilzeitarbeitsverhältnissen entsprechend mehr). Einzelpraxen 
werden folglich immer öfter als Mehrbehandlerpraxen betrieben.

Immer mehr Zahnmedizinische Versorgungszentren
Der Trend zur Gründung von zahnmedizinisch tätigen Medizinischen Versorgungszentren (zMVZ) 
ist ungebrochen. Zum Ende des zweiten Quartals 2021 gab es in Deutschland 1.144 zMVZ – 93 % 
davon in den alten Bundesländern – mit insgesamt 3.439 angestellten Zahnärzten (+13 % zum 
Vorjahr). Die Zahl der zMVZ ist auch während der Corona-Pandemie deutlich gestiegen (+16 % 
zum Vorjahreszeitraum). Rund 22 % der zMVZ sind im Besitz von fachfremden Investoren. ZMVZ 
siedeln sich bevorzugt in Mittelstädten und großstädtischen Ballungszentren an. Als Arbeitgeber 
sind sie attraktiv für junge Zahnärzte, die vor der eigenen Niederlassung immer öfter zuerst einige 
Zeit lang angestellt tätig sein wollen.

Spezialisierung und Eigenlabor als Wettbewerbsvorteil
Abgesehen von der Wahl der Tätigkeits- und Niederlassungsform (angestellt/niedergelassen bzw. 
Einzelpraxis/kooperative Praxisform/MVZ) wird die Wettbewerbssituation noch durch weitere 
Faktoren beeinflusst, z. B.:
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28.6.2022 gefasst. Seit dem 1. Juli sind Notfallsanitäter demnach dazu befugt, ein breiteres Spek-
trum an medizinischen Maßnahmen durchzuführen. Es gilt die sogenannte Vorabdelegation, d.h. 
bestimmte von Ärzten übertragene Maßnahmen dürfen vor Eintreffen des Notarztes durchgeführt 
werden. Dazu zählt beispielsweise die Verabreichung von Schmerzmitteln am Einsatzort, die bis-
lang nur Ärzten erlaubt war. Nun allerdings dürfen auch die Notfallsanitäter, die häufig die ersten 
am Einsatzort sind, schmerzlindernde Medikamente verabreichen. 

Der Beschluss hilft dabei, die Patientenversorgung zu verbessern sowie die Rettungsdienste in 
Baden-Württemberg zu optimieren. Zudem erhalten Notfallsanitäter die berufliche Anerkennung, 
die ihren in der umfangreichen Ausbildung erlangten Kompetenzen und Fähigkeiten gerecht wird. 
Die Kompetenzen der Notfallsanitäter können ab sofort vollständig ausgeschöpft werden, was 
dazu führt, dass Notärzte nur noch gezielt zum Einsatz gerufen werden müssen.

Ein weiterer Schritt zur Verbesserung der Notfallmedizin
Der Entschluss, der es Notfallsanitätern erlaubt nun mehr medizinische Maßnahmen durchzu-
führen, ist ein wichtiger Schritt für die Verbesserung des Rettungsdienstes. Bereits im Januar 
2014 wurde die Ausbildung zum Notfallsanitäter überarbeitet, indem die bislang zweijährige Aus-
bildung zum Rettungsassistenten auf drei Jahre ausgeweitet wurde. Die Ausbildung wird mit dem 
Abschluss „Notfallsanitäter“ und nicht mehr wie bisher als „Rettungsassistent“ beendet. Die 
angehenden Notfallsanitäter lernen die Ausbildungsinhalte an Schulen, in der Rettungswache 
und in Kliniken kennen. Dies ermöglicht eine umfangreiche Ausbildung, die aus theoretischen und 
praktischen Inhalten besteht.

Medizintourismus 2020 im Krisenmodus
Die Pandemie hat im Jahr 2020 für einen starken Einbruch bei der Zahl ausländischer Patienten 
gesorgt, die gezielt zur Behandlung nach Deutschland einreisen. Dies zeigt die jährliche Auswer-
tung der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS) zum Gesundheitstourismus in Deutschland. Den 
für 2020 erhobenen Zahlen zufolge ließen sich im Berichtsjahr insgesamt 65.586 ausländische 
Patienten in deutschen Krankenhäusern behandeln – und damit fast 34 % weniger als noch 2019. 
Ähnlich stark betroffen waren die ambulanten Behandlungen mit einem Rückgang um gut 33 % 

■  �Spezialisierung auf ein Fachgebiet: Eine Fachzahnarztweiterbildung verbessert die Wett-
bewerbs- und Einkommenssituation in der Regel deutlich. Fachzahnärzte für Oralchirurgie, 
Kieferorthopädie oder Parodontologie (gibt es nur in Westfalen-Lippe) profitieren auch von 
Patientenzuweisungen durch Allgemeinzahnärzte. Auch Zahnärzte ohne Fachzahnarztwei-
terbildung können durch eine Spezialisierung, beispielsweise auf Endodontie, Pädodontie 
(Kinderzahnheilkunde), Parodontologie, Prophylaxe oder Implantologie, einzelne Patienten-
gruppen besser erschließen. Die Ausweisung eines solchen Tätigkeitsschwerpunkts erfor-
dert jedoch ebenfalls eine Weiterqualifizierung bzw. Genehmigung durch die jeweilige Zahn-
ärztekammer.

■  �Eigenes Praxislabor oder Fremdbezug zahntechnischer Produkte: Über die Hälfte der Zahn-
arztpraxen (53,5%) in Deutschland betreiben zudem ein eigenes zahntechnisches Praxis-
labor. Das Interesse an einem solchen dürfte weiter zunehmen, getriggert vor allem durch 
den wachsenden Zahnschienen-Markt (insbesondere der transparenten Aligner-Schienen 
für die kieferorthopädische Behandlung). Diese können auch im Eigenlabor kostengünstig 
mithilfe eines 3-D-Druckers produziert werden. Größere Praxislabore bzw. zMVZ können ein 
Eigenlabor besser auslasten und folglich wirtschaftlicher betreiben.

■  �Verfügbarkeit von Praxispersonal: Die Zahl der Beschäftigten je Praxis ist in den letzten 
Jahren stetig gestiegen auf zuletzt durchschnittlich 8,1 Angestellte je Praxis. Dabei wird 
die Personalgewinnung immer schwieriger. Ein Grund dafür ist das vergleichsweise geringe 
Lohnniveau bei den Zahnmedizinischen Fachangestellten (ZFA). Für die Praxisinhaber stel-
len die Personalkosten dennoch den größten Kostenblock. Die Lohnsumme einer deutschen 
Durchschnittspraxis beträgt aktuell 149.000 €.

Weitere interessante Informationen über den zahnärztlichen Markt und den Dentalmarkt finden 
Sie unter: www.rebmann-research.de sowie unter www.gesundheitsmarktwissen.de.
 

Notfallsanitäter in Baden-Württemberg 
erhalten mehr Kompetenzen
Ab sofort dürfen Notfallsanitäter im Rettungsdienst mehr medizinische Maßnahmen durch-
führen, um Patienten schneller zu helfen. Diesen Beschluss hat der Landesrettungsdienst am 

 Regional 
Neben fachrichtungsspezifischen Kenntnissen sollten auch regionale Besonderheiten 
zur Kenntnis genommen werden, bevor es zu einschneidenden ökonomischen Entschei-
dungen kommt. Regional stellt den Fokus auf die einzelnen KV-/KZV-Bezirke ein und zeigt 
die Veränderungen auf.

 International 
Modelle, die sich im Ausland bewährt haben, oder besonders forsche marktwirtschaft-
liche Gesundheitskonzepte anderer Länder beeinflussen die Zukunft unseres eigenen  
Systems. Das Wissen über derartige Entwicklungen kann auch in hiesigen Praxen  
richtungsweisende Veränderungsprozesse initiieren. 

http://www.rebmann-research.de
http://www.gesundheitsmarktwissen.de
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auf rund 97.000. In der Folge nahmen auch die damit verbundenen Umsätze deutlich ab. Lagen 
die Gesamteinnahmen in Zusammenhang mit der Behandlung ausländischer Patienten 2019 noch 
bei rund 1,2 Mrd. €, schrumpften sie 2020 um 33 % auf ca. 800 Mio. €. 

Bundesländer unterschiedlich stark von rückläufigen 
Zahlen beim Gesundheitstourismus betroffen
Im Jahr 2020 suchten Patienten aus 177 Ländern Deutschland zu Behandlungszwecken auf. Vor 
Ausbruch der Pandemie wuchsen insbesondere die Patientenzahlen aus Russland, der Ukraine 
und aus Kasachstan. In der Summe waren die Patientenzahlen aus diesen Ländern um 50 % rück-
läufig (Russland: -62 %, Ukraine: -24 %, Kasachstan: -32 %). Unter den Ländern der Europäischen 
Union ließen sich vor allem Patienten aus Polen (über 10.400 Fälle) und den Niederlanden (mehr 
als 5.800 Fälle) stationär in Deutschland behandeln. In der Regionalbetrachtung zeigten sich die 
größten Einbrüche bei den Patientenzahlen in Hessen (-44 %), Berlin (-43 %) und Bayern (-40 %), 
das bei ausländischen Patienten trotzdem seinen Platz als beliebtestes Behandlungsland unter 
den Bundesländern aufrechterhalten konnte. Größere Rückgänge ergaben sich auch in Baden-
Württemberg (-31 %), im Saarland (-25 %) und in Nordrhein-Westfalen (-24 %). 

COVID und aktuelle Entwicklungen Hauptursachen
Als Hauptursache für den stark rückläufigen Gesundheitstourismus sehen die Autoren die COVID-
19-Pandemie und die damit verbundenen restriktiven Einreisebeschränkungen. Darüber hinaus 
wirken sich auch Entwicklungen bei den Ölpreisen, der Währungsstabilität und den Reallöhnen 
negativ auf die Nachfrage aus. Als Hauptmotiv für die Behandlung in Deutschland gilt neben feh-
lenden Behandlungsangeboten im Heimatland auch die hohe Qualität der deutschen Versorgung.

Ukrainekrieg lässt weitere Negativeffekte auf den Gesundheitstourismus erwarten
Noch sind keine Zahlen für 2021 und 2022 verfügbar. Als sicher gilt jedoch, dass auch der aktu-
elle kriegerische Konflikt in der Ukraine den Gesundheitstourismus zumindest aus den Nicht-
EU-Staaten weiter negativ beeinflusst. Laut H-BRS fragen russische Patienten zwar nach wie 
vor insbesondere komplexere Behandlungen in Deutschland nach, jedoch ist die Organisation 
schwieriger und aufwendiger geworden. 

Elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
auf bestem Weg zum Standardverfahren
Immer mehr Ärzte nutzen bei der Übermittlung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen an die 
gesetzlichen Krankenkassen das neue digitale Verfahren. Zu diesem Schluss kommt der GKV-
Spitzenverband mit Blick auf die aktuellen Zahlen: Bis zum 23. August 2022 wurden bereits mehr 
als 22,2 Mio. elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen (eAU) von den Praxen an die 
Kassen versandt. Im Vergleich zu Juni 2022 bedeutet dies eine Verdopplung der Zahlen. 

Arbeitgeber nutzen das elektronische Verfahren freiwillig im Rahmen der Pilotphase
Seit Jahresbeginn besteht für Arbeitgeber die Möglichkeit, die elektronische Anforderung der 
Krankmeldungen zu Testzwecken zu nutzen. Die Zahlen bei den elektronischen Arbeitnehmeran-
forderungen stimmen optimistisch: Waren es im Januar noch knapp 79.000, stieg deren Zahl im 
Juli bereits auf 324.000. Insgesamt summierten sich die digitalen Anforderungen bis 23. August 
auf fast 1,5 Mio. Die Krankenkassen nutzen zum Austausch mit den Arbeitgebern anstelle der Tele-
matikinfrastruktur ihren Kommunikationsserver. Beschäftigte sind während der Pilotphase weiter-
hin verpflichtet, dem Arbeitgeber eine ausgedruckte Bescheinigung auszustellen. Die Testphase 
für die Arbeitgeber endet am 31. Dezember 2022. Ab 2023 ist das digitale Verfahren verpflichtend. 
Ziel des neuen Verfahrens ist eine bürokratische Entlastung für alle Beteiligten. Patienten erhalten 
künftig vom Arzt nur noch auf Wunsch einen einfachen Ausdruck ihrer Krankmeldung. Alternativ 
kann die eAU in der ePA gespeichert werden. Beim Arbeitgeber ist dann lediglich der Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer zu melden. Die Praxis übermittelt die eAU-
Daten an die Krankenkasse. Dort werden sie dann vom Arbeitgeber abgerufen.  

eAU Teil der problembehafteten Digitalisierung des deutschen Gesundheitssystems
Die eAU reiht sich in die lange Liste der Pannen und Verzögerungen bei der Einführung digitaler 
Verfahren im deutschen Gesundheitssystem ein. Ursprünglich galt der 1. Oktober 2021 als ver-
pflichtender Starttermin der eAU in den Praxen. Zu diesem Zeitpunkt waren aber bei den meisten 
Praxen die IT-Voraussetzungen für die Erstellung und Übermittlung des neuen digitalen Formulars 
noch gar nicht gegeben. Nach einer vom Gesetzgeber gewährten Übergangsfrist sind die Ärzte 
nun seit dem 1. Juli 2022 zur Nutzung der elektronischen Form verpflichtet. Der bisherige Vor-
druck (Muster 1) läuft aus. Bei technischen Problemen dürfen sich die Praxen mit dem Ausdruck 
des sog. Stylesheets (Formatvorlage auf Blankopapier) behelfen.

 Trend 
Auch Trend soll helfen, kreative Beratungsinhalte zu generieren. Visionäre Ideen aus  
der Welt der Heilberufler, ein besonders Nutzen bringender Einsatz der Technik oder  
effiziente Rationalisierungskonzepte werden vorgestellt.
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Fortbildungsveranstaltungen 2022

Die Zukunft des niedergelassenen Arztes liegt in der Kooperation.

Seminarinhalt: 	 n �Kooperationsformen unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten

	 n �Abrechnungsproblematik der einzelnen Kooperationsformen
	 n Der Weg zur richtigen Kooperation
	 n Wertsicherung der Praxis
	 n Nachfolgeregelung durch Kooperationsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die wirtschaftlichen Gegebenheiten zur Selbständigkeit sind so günstig  
wie noch nie.

Seminarinhalt: 	 n �Einstiegsvarianten in Kooperationsformen
	 n �Teilzulassung
	 n Anstellungsmodelle
	 n Praxisübernahme
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierungsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die Termine sowie den Veranstaltungsort erfahren Sie bei uns.

Von der Landesärztekammer Baden-Württemberg
anerkannte Fortbildungen für Ärzte und Zahnärzte

Referenten:
Martin Graf
Geschäftsführer H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater 
Lehrbeauftragter der Hochschule für Gesundheitswesen DHBW
Berater akademischer Heilberufe (Health-Care Akademie)
Dozent IBG Institut

Dragisa Macos
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater
Berater akademischer Heilberufe (Health-Care Akademie)
Dozent IBG Institut

Burkhard Bedei
Langjähriger Mitarbeiter der KV-Nord-Württemberg,
Mitautor unterschiedlichster Fachliteratur

Ulrike Hespeler
Assessorin der Landesärztekammer Baden-Württemberg

Kooperation?

Praxis oder Klinik?

3 
Fortbildungs-

punkte

3 
Fortbildungs-

punkte

Individuelle Online-Seminare und Online-Sprechstunde 

auf Zoom, WebEx-Meet, Teams oder per Telefonkonferenz 

jederzeit möglich. Für persönliche Beratungen in unseren 

Büroräumen erfüllen wir alle Hygienevorschriften. Setzten Sie 

sich hierzu mit unserem Sekretariat in Verbindung.
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Ärztestammtische 2022
Für unsere Mandanten sind wir gerne bereit vor Ort einen Ärztestammtisch zu folgenden Themen durchzuführen

H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH

Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart
Fon +49 711 / 2489773
Fax +49 711 / 282791
E-Mail mail@hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

2022 haben Sie so gute Möglichkeiten wie noch 
nie, eine berufliche Veränderung vorzunehmen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n �Teilzulassung mit  
Angestelltenverhältnis, 

	 n Vollzulassung,
	 n Juniorpartner,
	 n Finanzierung,
	 n öffentliche Fördermittel.

Welche Kooperation ist sinnvoll?

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n Kooperationsformen, 
	 n Honorarauswirkungen,
	 n �Betriebswirtschaftliche  

Gestaltungsmöglichkeiten.

Praxisabgabe und Nachfolge rechtzeitig planen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie, wie 
und wann man rechtzeitig beginnt die Nachfolge  
zu planen.

Nutzen Sie unser Know-how!
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H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH
Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart

Tel. 0711-2489773
Fax 0711-282791
mail@hug-beratung.de
www.hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

	 Healthcare/Gesundheitswesen
	 n Hausärzte
	 n Fachärzte
	 n Zahnärzte
	 n MVZ
	 n Apotheker
	 n Tageskliniken ambulant/stationär
	 n Kliniken
	 n Krankengymnasten/Physiotherapeuten
	 n Sonstige Heilberufsangehörige

	 Competition/Wettbewerb
	 n Einzelpraxis
	 n Berufsausübungsgemeinschaft örtlich/überörtlich
		  - BGB Gesellschaft
		  - Partnerschaftsgesellschaft
		  - Medizinisches Versorgungszentrum
	 n Organisationsgemeinschaft
		  - Praxisgemeinschaft
		  - Gerätegemeinschaft
		  - ausgelagerte Praxistätigkeit

	 Center/Schaltstelle
	 n Controlling
	 n Liquiditätsplanung
	 n Unternehmensbewertung
	 n Basel II/Rating
	 n Existenzgründung
	 n Betriebsübergabe
	 n RKW-Beratung
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierung
	 n Leasing
	 n Altersvorsorge
	 n Fortbildung
	 n Zulassungswesen/Kassenrecht
	 n Abrechnungsanalyse
	 n anerkannte LÄK – BW Fortbildungsveranstaltungen
	

Unternehmensgründung: 	
1988

Geschäftsführer: 	
Martin Graf

Beraterteam: �	
Martin Graf, Dragisa Macos,  
Achim Bacher

Vertragsarztexperte: 	
Burkhard Bedei

Sekretariat: 	
Hakibe Elezi


